
Viertes Kirchengesetz
zur Änderung der Grundordnung
der Evangelischen Kirche Berlin-

Brandenburg-schlesische Oberlausitz
vom 21./24. November 2003

Vom 29. Oktober 2016

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat unter Be-
achtung von Artikel 71 Absatz 2 der Grundordnung
das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Die Grundordnung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24.
November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL
2003/3 S. 7), zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 26. Oktober 2013 (KABl. S. 235), wird wie folgt
geändert:
1. Artikel 55 wird wie folgt geändert:

a) Es wird ein neuer Absatz 4 eingefügt:
„(4) Eine Wiederwahl der Amtsinhaberin
oder des Amtsinhabers gemäß Absatz 5 ist
möglich. In diesem Fall ist vor der Aufstel-
lung des Wahlvorschlags, der nur einen Na-
men enthält, zusätzlich der Konvent der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im Pfarrdienst
anzuhören. Scheitert die Wiederwahl, darf der
neue Wahlvorschlag den Namen der Amtsin-
haberin oder des Amtsinhabers nicht mehr
enthalten.“

b) Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 5. Es
wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:
„Steht nur eine Person zur Wahl, findet nur
ein Wahlgang statt.“

c) Satz 3 (neu) erhält folgende Fassung:
„Wird die Mehrheit der Mitglieder der Kreis-
synode nicht erreicht, so ist, wenn mehrere zur
Wahl stehen, erneut zwischen den beiden zu
wählen, die die meisten der abgegebenen
Stimmen erhalten haben.“

d) Der bisherige Absatz 5 wird zu Absatz 6.
2. Artikel 92 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„Das Konsistorium kann rechtswidrige Beschlüsse
der Gemeindekirchenräte, der Kreissynoden und
der Kreiskirchenräte sowie von Kirchengemeinde-
und Kirchenkreisverbänden außer Kraft setzen. Er-
füllt die Kirchengemeinde, der Kirchenkreis oder
der Verband die ihr oder ihm gesetzlich obliegen-
den Verpflichtungen nicht, so kann das Konsisto-
rium verfügen, dass die Kirchengemeinde oder der
Kirchenkreis innerhalb einer zu bestimmenden
Frist das Erforderliche veranlasst. Nach Fristablauf
kann das Konsistorium bei vertretbaren Handlun-
gen auf Kosten der verpflichteten Körperschaft das
Erforderliche regeln (Ersatzvornahme). Das Kon-
sistorium kann das Erforderliche selbst veranlas-
sen oder einen Dritten hiermit beauftragen. Die
Kirchengemeinde, der Kirchenkreis oder der Ver-
band ist vor einer Entscheidung zu hören. Gegen
die Entscheidung kann das kirchliche Verwal-
tungsgericht angerufen werden.“

Kirchengesetz zur Erprobung
der Mitgliedschaft Jugendlicher

im Gemeindekirchenrat
(Fünftes Kirchengesetz zur

Änderung der Grundordnung)

Vom 29. Oktober 2016

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat unter Be-
achtung von Artikel 71 Absatz 2 der Grundordnung
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schle-
sische Oberlausitz vom 21./24. November 2003
(KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL 2003/3 S. 7), zu-
letzt geändert durch Kirchengesetz vom 26. Oktober
2013 (KABl. S. 235), das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

Artikel 1
Kirchengesetz zur Änderung der Grundordnung

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24.
November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL
2003/3 S. 7), zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 26. Oktober 2013 (KABl. S. 235), wird wie folgt
geändert:

1. Nach der Gesetzesüberschrift und vor den Grund-
artikeln wird folgender Hinweis eingefügt: „Das
Fünfte Kirchengesetz zur Änderung der Grundord-
nung, in dem die Artikel 16a, 18a, 19a und 22a
eingefügt werden, tritt am 1. Januar 2017 in Kraft
und tritt am 22. Dezember 2028 außer Kraft.“

2. Nach Artikel 16 wird folgender Artikel 16a einge-
fügt:

„Artikel 16a
Mitgliedschaft Jugendlicher

im Gemeindekirchenrat
(1) Für die Gemeindekirchenratswahlen bis zum
31. Dezember 2022 kann dem Gemeindekirchenrat
bei bis zu sechs zu wählenden Ältesten ein Mitglied
im Alter von 16 bis 18 Jahren angehören. Gemein-
dekirchenräten mit mehr als sechs zu wählenden
Ältesten können bis zu zwei Mitglieder im Alter
von 16 bis 18 Jahren angehören.
(2) Der Gemeindekirchenrat kann beschließen,
dass die Gemeinde an der Erprobung nicht teil-
nimmt. Dieser Beschluss muss bis zum 31. März
des Wahljahres dem Kreiskirchenrat und dem
Konsistorium angezeigt werden.“

3. Nach Artikel 18 wird folgender Artikel 18a einge-
fügt:

„Artikel 18a
Mitgliedschaft Jugendlicher

im Gemeindekirchenrat
Bis zur Gemeindekirchenratswahl im zweiten
Halbjahr 2025 können Jugendliche zwischen 16
und 18 Jahren als Älteste berufen werden, sofern
die in Artikel 16 a genannte Zahl nicht überschrit-
ten wird.“
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4. Nach Artikel 19 wird folgender Artikel 19a einge-
fügt:

„Artikel 19a
Mitgliedschaft Jugendlicher

im Gemeindekirchenrat
Für die Gemeindekirchenratswahlen bis zum
31. Dezember 2022 und die sich daran anschlie-
ßenden Amtszeiten gelten abweichend von Arti-
kel 19 Absatz 2 Nummer 1 Jugendliche im Alter
von 16 bis 18 Jahren und Zulassung zum Abend-
mahl als zum Ältestenamt befähigt. Dies gilt nicht
für die kirchlichen Gremien nach den Teilen 3 und
4 dieser Grundordnung.“

5. Nach Artikel 22 wird folgender Artikel 22a einge-
fügt:

„Artikel 22a
Mitgliedschaft Jugendlicher

im Gemeindekirchenrat
Die oder der Vorsitzende sowie die oder der stell-
vertretende Vorsitzende müssen zum Zeitpunkt der
Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben.“

Artikel 3
Änderung der Grundordnung

der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

vom 21./24. November 2003

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24.
November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL
2003/3 S. 7), zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 29. Oktober 2016 (KABl. S. 175), wird wie folgt
geändert:
1. Die Überschrift von Artikel 94 wird wie folgt ge-

fasst:
„Kirchliche Einrichtungen“.

2. Artikel 94 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„Das Nähere, insbesondere Voraussetzungen, Um-
fang und Rechtsfolgen für die Zuordnung zur Kir-
che, wird durch Kirchengesetz geregelt.“

3. Artikel 94 Absatz 3 wird aufgehoben.
4. Artikel 94 Absatz 4 wird zu Artikel 94 Absatz 3.

Sechstes Kirchengesetz zur Änderung
der Grundordnung der Evangelischen

Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz vom

21./24. November 2003

Vom 14. April 2018

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat unter Be-
achtung von Artikel 71 Abs. 2 der Grundordnung das
folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Grundordnung

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24.
November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL
2003/3 S. 7), zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 28. Oktober 2017 (KABl. S. 222), wird wie folgt
geändert:
1. Artikel 17 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Wahlberechtigt sind alle Mitglieder der Kir-
chengemeinde, die mindestens 14 Jahre alt sind.
Das Nähere, darunter Regelungen zur Wahlbe-
rechtigung und Wählbarkeit sowie zu Wahlperio-
den und Wahlterminen, wird kirchengesetzlich ge-
regelt.“
Absatz 3 entfällt.

2. Artikel 19 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„Zu Ältesten können nur Mitglieder der Kirchen-
gemeinde gewählt oder berufen werden, die
1. am Wahltag mindestens 18 Jahre alt sind,
2. am Leben der Kirchengemeinde teilnehmen

und bereit sind, über die innere und äußere Lage
der Kirchengemeinde Kenntnis und Urteil zu
gewinnen, und

3. konfirmiert oder in anderer Weise mit den
Grundlagen des christlichen Glaubens und des
kirchlichen Lebens vertraut gemacht sind.“

3. Artikel 19a Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Für die Gemeindekirchenratswahlen bis zum
31. Dezember 2022 und die sich daran anschlie-
ßenden Amtszeiten gelten abweichend von Arti-
kel 19 Absatz 2 Nummer 1 Jugendliche im Alter
von 16 bis 18 Jahren, die konfirmiert oder in an-
derer Weise mit den Grundlagen des christlichen
Glaubens und des kirchlichen Lebens vertraut ge-
macht sind, als zum Ältestenamt befähigt.“

4. Artikel 72 wird wie folgt gefasst:

„Artikel 72
Zusammensetzung

(1) Der Landessynode gehören an:
1. Mitglieder aus den Kirchenkreisen nach Ab-

satz 2,
2. die Bischöfin oder der Bischof,
3. die Generalsuperintendentinnen und General-

superintendenten sowie die geistliche Modera-
torin oder der geistliche Moderator,

Kirchengesetz zur Einführung des
Zuordnungsgesetzes der EKD

Vom 28. Oktober 2017

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat unter Be-
achtung von Artikel 71 Absatz 2 der Grundordnung
das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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4. die Präsidentin oder der Präsident und die
Pröpstin oder der Propst des Konsistoriums,

5. Superintendentinnen und Superintendenten
nach Absatz 3,

6. eine Lehrstuhlinhaberin oder ein Lehrstuhlin-
haber der Theologischen Fakultät der Hum-
boldt-Universität zu Berlin,

7. berufene Mitglieder nach Absatz 4 und
8. Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitszwei-

ge, Einrichtungen und Werke nach Absatz 5.
(2) Für die Wahl der von den Kirchenkreisen zu
wählenden Mitglieder der Landessynode gilt Fol-
gendes:
1. Bei der Ermittlung der von jedem Kirchenkreis

zu wählenden Mitglieder wird die Zahl der Ge-
meindeglieder des Kirchenkreises zunächst mit
einem Gewichtungsfaktor multipliziert (Kir-
chenkreisprodukt). Dieser Faktor beträgt für
die Kirchenkreise des Sprengels, dessen Gebiet
vollständig oder zu wesentlichen Teilen im
Land Berlin liegt, 1, im übrigen 1,7.

2. Die Kirchenkreise wählen 46 Mitglieder der
Landessynode, die zum Zeitpunkt der Wahl
nicht bei kirchlichen Körperschaften, Einrich-
tungen und Werken beruflich tätig sein dürfen.
Für die Aufteilung dieser Mitglieder auf die
Kirchenkreise wird das Kirchenkreisprodukt
jedes Kirchenkreises mit 46 multipliziert und
durch die Summe aller Kirchenkreisprodukte
dividiert. Jeder Kirchenkreis kann zunächst so
viele Mitglieder der Landessynode wählen, wie
ganze Zahlen auf ihn entfallen. Weitere zu ver-
gebende Sitze sind den Kirchenkreisen in der
Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile, die
sich bei der Berechnung nach Satz 2 ergeben,
zuzuteilen. Nimmt ein auf diesem Wege ge-
wähltes Mitglied der Landessynode eine beruf-
liche Tätigkeit bei einer der in Satz 1 genannten
Dienststellen auf, endet die Mitgliedschaft in
der Landessynode.

3. Die Kirchenkreise wählen in einem weiteren
Wahlgang 27 Mitglieder der Landessynode, die
zum Zeitpunkt der Wahl bei kirchlichen Kör-
perschaften, Einrichtungen oder Werken beruf-
lich tätig sind. Für die Aufteilung dieser Mit-
glieder auf die Kirchenkreise gilt Nr. 2 Sätze 2
bis 4 entsprechend, wobei an die Stelle des Fak-
tors 46 der Faktor 27 tritt. Scheidet ein auf die-
sem Wege gewähltes Mitglied der Landes-
synode aus der beruflichen Tätigkeit bei einer
der in Satz 1 genannten Dienststellen aus, endet
die Mitgliedschaft in der Landessynode, es sei
denn, die Kreissynode entscheidet Abweichen-
des.

4. Der Reformierte Kirchenkreis wählt abwei-
chend von Nummer 1 bis 3 ein Mitglied der
Landessynode, das nicht bei kirchlichen Ein-
richtungen, Körperschaften und Werken beruf-
lich tätig sein darf. Die Gemeindegliederzahl
des Reformierten Kirchenkreises bleibt bei der
Bestimmung der Zahl der Synodalen nach den
Nummern 1 bis 3 unberücksichtigt.

5. Die Mitglieder der Landessynode werden von
den Kreissynoden aus ihren ordentlichen Mit-
gliedern gewählt. Die Superintendentinnen und
Superintendenten stehen nicht zur Wahl.

6. Kirchenkreise können innerhalb des Sprengels
Wählgemeinschaften bilden. Auf Antrag eines
Kirchenkreises, der zwei Monate vor der Fest-
stellung der Zahl der Mitglieder der Kirchen-
gemeinde durch die Landessynode nach Num-
mer 7 eingegangen sein muss, bestimmt die
Landessynode eine Wählgemeinschaft, wenn
der Kirchenkreis weniger als zwei Mitglieder
der Landessynode zu wählen hätte.

7. Die Zahl der Kirchenmitglieder jedes Kirchen-
kreises wird von der Landessynode auf Vorlage
des Konsistoriums, das zuvor den Kreiskir-
chenrat anhört, festgestellt.

(3) Die Konvente der Superintendentinnen und Su-
perintendenten wählen aus ihren Mitgliedern unter
der Leitung der Generalsuperintendentin oder des
Generalsuperintendenten insgesamt acht Mitglie-
der der Landessynode. Für die Aufteilung dieser
Mitglieder auf die Sprengel gilt Absatz 2 Nr. 2 Sät-
ze 2 bis 4 entsprechend, wobei an die Stelle des
Faktors 46 der Faktor 8, an die Stelle des Kirchen-
kreises der Sprengel und an die Stelle des Kirchen-
kreisprodukts die Summe der Kirchenkreisproduk-
te des Sprengels tritt.
(4) Der Ältestenrat beruft im Benehmen mit der
Kirchenleitung für die folgende Amtszeit der Lan-
dessynode bis zu zwölf Mitglieder der Landessy-
node, darunter zwei in der kirchlichen Jugendarbeit
ehrenamtlich tätige Jugendliche, die zum Zeit-
punkt der Bildung der Landessynode mindestens
16 und höchstens 26 Jahre alt sind; dabei kann in
Ämter nach Artikel 74 Abs.1 sowie 84 Abs. 2 nur
gewählt werden, wer die Befähigung zum Ältes-
tenamt besitzt. Bei den Berufungen ist die regio-
nale Gliederung zu beachten und zu berücksichti-
gen, dass die Zahl der bei kirchlichen Körperschaf-
ten, Einrichtungen oder Werken beruflich Tätigen
unter den Mitgliedern der Landessynode kleiner
sein soll als die Hälfte der Mitgliederzahl.
(5) Die sechs Vertreterinnen und Vertreter der
kirchlichen Arbeitszweige, Einrichtungen und
Werke werden wie folgt bestimmt:
1. Das Diakonische Werk Berlin-Brandenburg-

schlesische Oberlausitz und das Berliner Mis-
sionswerk bestimmen je ein Mitglied der Lan-
dessynode; weiterhin gehört die oder der Be-
auftragte der Landeskirche für die Arbeit mit
Kindern und Jugendlichen der Landessynode
an.

2. Der Ältestenrat stellt die übrigen kirchlichen
Arbeitszweige, Einrichtungen und Werke zu-
sammen und ordnet sie einem der Bereiche

a) Bildung,

c) Mission, Seelsorge und andere kirchliche
Arbeitsbereiche

b) Gemeinde,
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zu. Der Ältestenrat entscheidet, welches Organ
für die Unterbreitung eines Wahlvorschlages
zuständig oder zu bilden ist, und fordert diese
Organe auf, jeweils eine Kandidatin oder einen
Kandidaten für die Wahl zu benennen und dem
Vorschlag eine Erklärung der Kandidatin oder
des Kandidaten beizufügen, dass diese oder
dieser für die Wahl zur Verfügung steht. Die
Landessynode wählt im letzten Jahr ihrer Amts-
zeit für jeden Bereich jeweils ein Mitglied der
Landessynode für die kommende Amtszeit aus
den für den Bereich vorliegenden Personalvor-
schlägen. Dabei hat jedes Mitglied der Landes-
synode für jeden Bereich eine Stimme. Gewählt
ist in jedem Bereich die Kandidatin oder der
Kandidat mit den meisten Stimmen. Die zwei
stellvertretenden Mitglieder sind die Kandida-
tinnen und Kandidaten in jedem Bereich ent-
sprechend der Stimmenzahl. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet in der Reihenfolge das
Los.

(6) Für jedes ordentliche Mitglied nach Absatz 1
Nr. 1 und 5 bis 8 werden zwei stellvertretende Mit-
glieder bestellt. Scheidet ein ordentliches oder ein
stellvertretendes Mitglied aus, bestellt das entsen-
dende Organ für den Rest der Amtszeit eine Nach-
folgerin oder einen Nachfolger. Scheidet ein Mit-
glied nach Absatz 1 Nr. 8 aus, so rückt die nach
Absatz 5 gewählte Person mit der nächsthöheren
Stimmenzahl für den Rest der Amtszeit nach; das-
selbe gilt für stellvertretende Mitglieder.
(7) Die nicht ordinierten Mitglieder der Landessy-
node müssen zum Ältestenamt befähigt sein. Alle
Mitglieder müssen im Bereich der Evangelischen
Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlau-
sitz wohnen. Zieht ein Mitglied aus dem Bereich
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz fort oder verliert ein zum
Ältestenamt befähigtes Mitglied diese Befähigung,
endet die Mitgliedschaft in der Landessynode. Bei
Mitgliedern nach Absatz 1 Nr. 1 endet die Mit-
gliedschaft in der Landessynode, wenn die Mit-
gliedschaft in der Kreissynode vorzeitig endet, so-
fern die Kreissynode nichts anderes beschließt. Bei
Mitgliedern nach Absatz 4 und 5 endet die Mit-
gliedschaft mit dem Wegfall der für die Wahl maß-
geblichen Umstände, sofern der Ältestenrat nichts
anderes beschließt. Die Sätze 1 bis 5 gelten auch
für stellvertretende Mitglieder.
(8) Die Hauptmitarbeitervertretung ist berechtigt,
eine Vertreterin oder einen Vertreter als Gast mit
Rederecht in die Landessynode zu entsenden. Die
Mitglieder des Kollegiums mit Ausnahme der in
Absatz 1 Nr. 4 genannten, die Referatsleiterinnen
und Referatsleiter sowie die Referentinnen und
Referenten des Konsistoriums dürfen der Landes-
synode nicht angehören. Sie nehmen an den Ta-
gungen der Landessynode beratend teil.
(9) Für das Ruhen der Mitgliedschaft gilt Arti-
kel 19 Abs. 4 entsprechend.“

5. Artikel 97 wird gestrichen.

6. Es wird folgender Artikel 102 eingefügt:
„Artikel 102

Rechnungsprüfung
(1) Die Rechnungen sowie die Haushalts- und
Wirtschaftsführung der Landeskirche und der un-
ter ihrer Aufsicht stehenden Körperschaften, Wer-
ke und Einrichtungen unterliegen der Rechnungs-
prüfung durch unabhängige, öffentlich-rechtliche
kirchliche Prüfungseinrichtungen.
(2) Nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmun-
gen können die Prüfungseinrichtungen sonstige
Zusammenschlüsse und rechtlich selbstständige
Einrichtungen kirchlicher Körperschaften in pri-
vatrechtlicher Form sowie andere Einrichtungen
prüfen.
(3) Die Prüfungseinrichtungen sind bei der Durch-
führung ihrer Aufgaben unabhängig und nur dem
Gesetz unterworfen.
(4) Stellung und Befugnisse der Prüfungseinrich-
tungen sowie das Verfahren der Prüfung werden
durch Kirchengesetz geregelt.“
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